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Recht

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 
am 15. Dezember 2020 ein be-
achtenswertes Urteil gespro-

chen (das erst im Mai 2021 bekannt 
wurde). Er befasst sich erstmalig mit 
der Geltendmachung des Eigentums-
vorbehalts (EV) im Rahmen der Ener-
giesteuerentlastungsmöglichkeit des § 
60 EnergieStG. 
Das Urteil stellt kaum erfüllbare An-

forderungen an den Mineralölhändler; 
stellt im Ergebnis jedoch auch Vorga-
ben der Finanzverwaltung und Haupt-
zollämter in Frage.

Eigentumsvorbehalt 
immer vereinbaren!
Zunächst arbeitet der BFH den EV un-
ter Herleitung aus seiner alten Recht-
sprechung auf. Zwar wird nur die Ver-
einbarung des EV in § 60 EnergieStG 
gefordert, gleichwohl muss dieser 
auch geltend gemacht werden. Der An-
erkennung des EV als branchenüblich 
vereinbart, erteilte der BFH eine Ab-
sage. Der EV muss vereinbart sein. Im-
mer. Ob das konkret total sinnlos ist, 
interessiert nicht. 
Der Leitsatz, dass die Vereinbarung 

und Geltendmachung des EV sich nach 
zivilrechtlichen Vorschriften richtet, 
wirkt banal. Allerdings fordert die Fi-
nanzverwaltung vom Mineralölhänd-
ler in der Durchführungsverordnung 
Zahlungsausfall (DV-Zahlungsausfall) 
Verhaltensweisen, die mit der zivil-
rechtlich korrekten Geltendmachung 
nicht vereinbar sind. Der zweite Leit-
satz, dass der Mineralölhändler nach-
zuweisen hat, dass der Zahlungsaus-
fall trotz des vereinbarten EV und der 
Erfüllung der weiteren Voraussetzung 
der Entlastungsnorm nicht zu vermei-
den war, stellt im konkreten Fall eine 
Verschärfung der Anforderung dar.

Der Fall 
Es handelte sich um Tankungen mit 
Akzeptanztankkarten. Nach Abrech-
nung der ersten Monatshälfte wurden 
diese im Lastschriftverfahren einge-
zogen und retourniert. Bei Vorliegen 
der Rücklastschrift wurden die Tank-
karten umgehend gesperrt. Es wurde 
eine Mahnung mit Zahlungsziel her-
ausgegeben. In einem zweiten Schrei-
ben wurde der EV geltend gemacht 
und untersagt, den getankten Kraft-
stoff weiter zu verwenden, denn die 
DV-Zahlungsausfall fordert unter Ziffer 
29, dass der EV unverzüglich nach dem 
Verhängen der Liefersperre geltend zu 
machen sei. 
Es wurde vereinbart, dass die Rech-

nung für die Resttankungen der zwei-
ten Monatshälfte durch Überweisung 
gezahlt werden solle, was nicht ge-
schah.
Der Bundesfinanzhof befasst sich 

ausführlich mit den Voraussetzungen 
für die Geltendmachung des EV. Die 
Durchsetzung des EV stellt dogma-
tisch die Rückabwicklung des Vertra-
ges dar. Es bedarf zuvor des Rücktritts 
vom Vertrag durch den Lieferanten. Zu 
den Voraussetzungen für diesen Rück-
tritt verweist der BFH auf § 323 Abs. 1 
BGB. Voraussetzung ist zunächst eine 
Mahnung mit Fristsetzung. Wenn die 
Frist erfolglos verstrichen ist, kann der 
Händler zurücktreten. 
Eine solche Fristsetzung sei abding-

bar, z. B. in den AGB. Die Regelung in 
den konkreten AGB sah vor, dass beim 
Scheitern eines Lastschrifteinzuges 
die sofortige Zahlung verlangt werden 
könne. Dies legte der BFH als Abbedin-
gung des Fristerfordernisses aus. Da-
mit weist der Fall letztendlich für zwei 
Zahlungsarten die Rechtsfolgen auf: 
Bezüglich der Rechnung der ersten 

Monatshälfte konnte aufgrund der an-
genommenen Abbedingung des Frist
erfordernisses sofort zurückgetreten 
werden und der EV geltend gemacht 
bzw. Ware heraus verlangt werden. 
Bezüglich der Rechnung der zweiten 
Monatshälfte müssten die Vorausset-
zungen erst geschaffen werden durch 
Mahnung mit Fristsetzung, Abwarten 
der Frist, Rücktritt und dann Heraus-
gabeanspruch.
Bezüglich der zweiten Monatshälf-

te bezweifelte der Bundesfinanzhof 
die wirksame Geltendmachung des EV, 
denn der Mineralölhändler dürfe am 
29. des Monats noch gar keinen EV gel-
tend machen (die Sperre war am 
23. des Monats), denn er wisse ja 
nicht, ob die Zahlung noch erfol-
ge. Darüber hinaus hätte es zur 
Geltendmachung des EV zu-
erst nochmals einer Mahnung 
mit Fristsetzung bedurft.

Voraussetzungen 	
für EV
Dies führt zu erheblichen Problemen 
und Unsicherheiten für den Mineralöl-
handel. Zunächst muss er seine 
AGB analysieren, was 
er für welche Fäl-
le wie geregelt hat. 
Dabei müssen die 
entsprechenden 
Formulierungen 
ausgelegt werden, 
ob diese eine Abbedin-
gung der sonst notwendi-
gen Fristsetzung beinhalten. Man 
muss also auch noch prognostizieren, 
welche Regelung der Bundesfinanzhof 
eventuell wie auslegt.
Vor diesem Hintergrund könn-

te man daran denken, in den AGB für 
Unternehmer klar hineinzuschreiben, 

Energiesteuerentlastung 
und Eigentumsvorbehalt (1)
Was bedeutet ein neues Urteil des Bundesfinanzhofs für den Mineralölhandel? Auf jeden 
Fall eine Verschärfung der Anforderungen. Praxistipps für vorausschauendes Handeln.
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dass im Falle der Rücklastschrift die 
Voraussetzung der Fristsetzung ab-
bedungen wird und der EV sofort gel-
tend gemacht werden kann. Allerdings 
sollte man solche Formulierungen auf 
keinen Fall gegenüber Verbrauchern 
nutzen, denn dort wären sie wahr-
scheinlich abmahnfähig.
Auch muss man sich überlegen, wie 

bei den anderen Zahlungsweisen ver-
fahren wird. Die AGB gelten ja für alle 
Zahlungswege und diese gibt es si-
cherlich in verschiedener Ausgestal-
tung.
Man kann sich auch überlegen, sol-

che Formulierungen aus den ABG 
vollständig herauszunehmen. Dann 
bedarf es des ganz normalen Weges, 
also: erst mit Fristsetzung mahnen, 

nach Fristablauf vom 
Vertrag zurücktre-

ten und dann 
die Her-
ausgabe 
der Ware 
verlangen. 
Eine solche 

Frist müss- te dann auch 
noch angemes- sen sein. Da-

bei wird man wohl von fünf Tagen 
bis eine Woche ausgehen. Ob 

man unter diesem Regime 
die sonstigen Anforde-
rungen der Haupt-
zollämter erfüllen 
kann, ist im Einzel-
fall zu beurteilen.
Das Urteil macht 

jedoch die Anfor-
derung, dass mit 
dem Verhängen der 

Liefersperre der EV 
unverzüglich geltend 

zu machen ist, in allen Fäl-
len obsolet, wo nicht die Not-
wendigkeit der Fristsetzung 
abbedungen ist. 
Wenn der BFH aber so tief 

in die zivilrechtliche Dogma-
tik einsteigt, dann hätte er 
auch noch ein bisschen wei-

terdenken können: Mit der Frist-
setzung (entscheidende Mahnung) 

entsteht nach deren Ablaufen das 
Rücktrittsrecht und es wird ja gefor-
dert, dass unverzüglich der EV geltend 
zu machen ist. Mit dem Rücktritt wan-
delt sich der Vertrag in ein Rückab-
wicklungsverhältnis. Ab da kann man 
nur noch den Rückgewähranspruch 

geltend machen und der Zahlungs-
anspruch ist erloschen. Genau diesen 
erloschenen Zahlungsanspruch ver-
langt der BFH jedoch im gerichtlichen 
Mahnverfahren geltend zu machen. 
Diese Klagen wären dann alle abwei-
sungsreif.
Die deutlichen Ausführungen des 

BFH, dass zivilrechtliche Tatbestände 
streng nach Zivilrecht zu beurteilen 
sind, sollten eigentlich verallgemei-
nerungsfähig sein. Wenn dies der Fall 
wäre und so auch angewandt würde, 
dann könnten auch andere unsinni-
ge Themen aus den Vorschriften der 
Hauptzollämter obsolet werden bzw. 
auch entsprechende Rechtsprechung 
besser angreifbar sein. Das Finanzge-
richt Neustadt legt beispielsweise ein 
Zahlungsziel in einer Rechnung als 
Fixgeschäft aus, obwohl es sich nur um 
eine Fälligkeitsbestimmung handelt. 
Die DV-Zahlungsausfall verlangt beim 
starken vorläufigen Insolvenzverwal-
ter die gerichtliche Verfolgung, was 
gegen § 240 ZPO verstößt usw. Wür-
de dieses ganze „Sonderzivilrecht“ im 
Rahmen der Verbrauchsteuer wegfal-
len, so müsste man als Rechtsanwalt 
auch weniger unsinnige Schreiben ma-
chen, worüber sich der Bundesfinanz-
hof in fast süffisanter Weise in dem Ur-
teil auslässt.
Neben diesen Aspekten spricht der 

BFH noch eine Reihe weiterer Punkte 
an, die für die Zukunft relevant sind. 
Diese werden im zweiten Teil des 
Beitrages im Septemberheft bespro-
chen. 

Der Autor
Rechtsanwalt 
Marcus Schä-
fer (Rechtsan-
waltskanzlei 
Schäfer ∙ Valer
io,  Mannheim) 
ist seit Jahren 
auf Rechtsthe-
men des Mi- 

neralölhandels spezialisiert. Da-
bei spielen gerade die Energie-
steuer und das Insolvenzrecht 
eine große Rolle. Für Rückfra-
gen können sich interessierte Le-
ser direkt an den Autor wenden:  
kanzlei@schaefer-valerio.de.

Mehr Platz  
benötigt?
Gewinnen Sie neue 

Möglichkeiten mit dem 
SCHÜTZ TANK IM TANK.

SCHÜTZ GmbH & Co. KGaA

Schützstraße 12 · D-56242 Selters 
Tel. +49 2626 77- 0 · Fax +49 2626 77-12 21 
E-Mail info2@schuetz.net · www.schuetz-energy.net

Ihr Zuhause hat 

mehr zu bieten,  

als Sie denken.  

Unsere modernen 

Heizöltankanlagen 

minimieren den Platzbedarf und  

lassen Sie neue Freiräume genießen. 

Die doppelwandige Bauweise bietet  

umfassende Sicherheit – auch vor dem 

Austritt von Dämpfen und Gerüchen. 

Sprechen Sie mit uns über  

Ihre Tankmodernisierung.

ES 20-008 anz_tit_heizoel-lagerbehaelter_elefant_70x297_rz.indd   1ES 20-008 anz_tit_heizoel-lagerbehaelter_elefant_70x297_rz.indd   1 11.02.20   12:5811.02.20   12:58


